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Bertelsmann Stiftung - Projektgruppe E-Government

E-Government bewegt die Verwaltung und bewegt die
Menschen. Staat und Bürger ordnen ihr Verhältnis neu. Die
Chancen für einen erfolgreichen Ausgang des Experiments
E-Government stehen gut: Mit Transparenz und Effizienz sind
die Leitgedanken der Modernisierung klar umrissen, mit den
neuen Medien das richtige Instrument zur Umsetzung
bereitgestellt. Am Ende der Entwicklung soll die
Informationsgesellschaft stehen, in der Bürger Mitarbeiter,
Politiker Partner und Verwalter Gestalter des Wandels sind.
Am Ende steht also ein neuer Anfang: Die demokratische
Bürgergesellschaft als das große Ziel der
Verwaltungsmodernisierung.

Um dieser Vision den Weg zu ebnen, bedarf es der Ideen, aber auch der
Umsetzung. Selbst wenn E-Government inzwischen in keiner Verwaltung
mehr ein Fremdwort ist, stehen wir doch gegenwärtig erst am Beginn einer
kleinen Revolution: Prozesse müssen neu gedacht werden, tiefgreifende
Strukturveränderungen stehen bevor und viele Ideen zur Verbesserung
und Partizipation und Transparenz warten auf ihre Umsetzung.

Der hier präsentierte 10-Punkte-Plan stellt die Essenz des durch die
Studie „Balanced E-Government” gewonnenen Wissens dar und ergänzt
so den „Balanced E-Government Index” BEGIX. In knapper Form werden
die wesentlichen Prozessschritte, wie das Change Management, die
Anbahnung von Kooperationen, die Schaffung von Standards und die
Einbindung der Nutzer gestaltet werden können, dargestellt und durch
Beispiele illustriert. Die hier gewählte Reihenfolge der zu beachtenden
Aspekte stellt dabei keine Priorisierung und keinen Vorschlag zur
Reihenfolge dar. Im Kontext tatsächlicher E-Government-Projekte werden
sich unterschiedliche Vorgehensweisen und Schwerpunktsetzungen als
vorteilhaft erweisen. Dieser Plan soll dabei eine Gedankenstütze sein, auf
deren Grundlage die Entscheidungsträger die für sie ideale
Vorgehensweise ausgestalten können.

Wir bedanken uns an dieser Stelle herzlich bei den Mitgliedern des
Expertenbeirats, die das Projekt konstruktiv-kritisch begleitet haben und
die einen maßgeblichen Anteil an der Erstellung dieses 10-Punkte-Plans
haben. Die Verantwortung für Fehler oder Auslassungen trägt aber
natürlich die Bertelsmann Stiftung.

Der Beginn einer Revolution
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Welche administrativen Prozesse gibt es überhaupt? Bestehen bereits Prioritätenlisten für die
Digitalisierung? Die britische kommunale Initiative www.leap.gov.uk (Live Events Access Projects)
bietet eine öffentliche Plattform auf der gezeigt wird, in welche Prozesse und Strukturen sich
Verwaltungsarchitektur gliedert. Dazu werden Standards für den Austausch von Informationen
benannt, Prozesse definiert und Vorschläge für deren effiziente Verknüpfung gemacht. Im Fokus
steht bei diesen Zusammenstellungen der vereinfachte Kontakt zum Kunden. Jede der insgesamt
fünf beteiligten Kommunen untersucht die Verwaltungsprozesse für eine bestimmte Lebenslage und
macht dann Vorschläge zur intelligenten Integration der Prozesse in eine Online-Umgebung. Auch
in Deutschland laufen die Vorbereitungen für einheitliche Standards: Im Rahmen der
Begleitforschung Media@Komm (www.mediakomm.net) werden im Deutschen Institut für
Standardisierung Prozesse definiert und Umsetzungsnormen erarbeitet. Zudem wurde mit SAGA
(www.bund.de/saga) eine Plattform geschaffen, die Entwicklung und Etablierung technischer
Standards für E-Government-Anwendungen im Rahmen des Projekts "BundOnline 2005" zu
koordinieren.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Zunächst sollten alle Prozesse gesichtet und auf ihre Effizienz überprüft werden: Wo können
Abläufe vereinfacht, wo die Wege verkürzt werden? Welche Themen hängen für den
Verwaltungskunden zusammen, werden aber in getrennten Verwaltungszuständigkeiten bearbeitet?

2. In einem nächsten Schritt werden die Prozesse nach Prioritäten geordnet. Dabei kann man sich
danach orientieren, wo die Umsetzung am einfachsten ist und die größte Nachfrage besteht. Die
Prioritätenliste sollte den größten gemeinsamen Nenner zwischen Bürgerwünschen und
Machbarkeit spiegeln.

3. Die Umsetzungsplanung sollte auf zwei Ebenen gleichzeitig erfolgen. Ein strategischer
Masterplan mit Zieldefinition sollte den konkreten Maßnahmenkatalog ergänzen. Zeiträume und
Zwischenziele sollten so genau wie möglich benannt werden.

4. Konkret planen, visionär denken. Auch wenn erst einzelne Schritte möglich sind, sollte der Raum
für Entwicklungen bereits mitgeplant werden: Wo werden später Konsultation integriert, wo kommen
ergänzende Medien wie Mobiltelefone oder Fernsehen ins Spiel?

MASSNAHMEN

BEISPIELE

Gutes E-Government bedeutet zunächst einmal nicht mehr als: gutes Government. Das bedeutet,
dass eine gelungene E-Government-Strategie nicht innerhalb einer überalterten
Verwaltungsstruktur möglich ist.
Am Anfang der Online-Strategie sollte deshalb die Überprüfung aller zur Disposition stehenden
Abläufe und Zuständigkeiten stehen. Diese Phase ist die für die Realisierung von
Effizienzsteigerungen entscheidende. Wenn es gelingt, die Prozessoptimierung mit den
Möglichkeiten der Elektronisierung in Einklang zu bringen, sind erhebliche Einsparungen zu
erwarten. Der Prozessumbau kann dann sowohl Bürgerservice als auch Kostenersparnis bedeuten.

PROZESSE GESTALTEN
1

5. Online- und Offline-Strategie sollte bei der Planung immer zusammen gedacht werden: Welche
Offline-Prozesse sind Online-fähig? Welche Online-Bestandteile können in die Offline-Abläufe
integriert werden?

6. Die internen Hierarchien müssen dem Ausmaß des Vorhabens angepasst werden: Die
Benennung einer zentralen, zuständigen Person erleichtert Kommunikation und Umsetzung.
Wichtig ist auch hier die langfristige Perspektive. Auf Dauer sollte eine Rückführung der
Kompetenzen auf dezentrale Ebenen möglich sein.
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www.oppnasverige.gov.se - In Schweden wird Transparenz groß geschrieben. Die Einkommen
aller Bürger und die Höhe der gezahlten Steuern werden jährlich veröffentlicht, Grundbuch und
Melderegister sind einsehbar. Darüber hinaus hat sich die ”Open Sweden Campaign” zur Aufgabe
gemacht, dem Bürger die Einsicht in Verwaltungsakte und die Information über
Entscheidungsprozesse zu gewährleisten. Auf der Liste von Ländern mit Korruptionsproblemen ist
Schweden in positiver Hinsicht das Schlusslicht.
www.scottish.parliament.uk - Das junge schottische Parlament nutzte die Tatsache, dass es frisch
ins Internet-Zeitalter hineingeboren wurde und etablierte von Anfang an die Übertragung der
Parlaments- und Ausschusssitzungen ins Internet. Relevante Dokumente zu den Sitzungen sind
ebenfalls online verfügbar.
www.e-government.govt.nz/programme/dex01-exec/exec-dec01.pdf -
Transparenz in eigener Sache: In Neuseeland werden die Meilensteine der E-Government
Umsetzung mit Zeitangaben im Netz veröffentlicht.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

MASSNAHMEN

BEISPIELE

Eine entscheidende Voraussetzung für die Partizipation ist Transparenz. Die Schaffung von
transparenten Strukturen und Prozessen ist keineswegs ein Selbstzweck. Vielmehr entspricht
Transparenz dem grundlegend neuen Verständnis von Staat und Verwaltung und bekommt durch
die Möglichkeiten der neuen Medien eine reale Dimension. Die Transparenz von Strukturen und
Abläufen ist nicht mit einem soliden Informationsangebot zu verwechseln. Transparenz bedeutet
vielmehr sorgfältig strukturierte, leicht zugängliche und verständliche Offenlegung interner Prozesse.
Dadurch werden Informationen erst nachvollziehbar. Die Offenlegung von Verwaltungsakten und
Entscheidungsprozessen schafft Vertrauen. Dies führt dazu, dass die Akzeptanz und die Nutzung
des Angebots steigt und der Kontakt zum Bürger leichter gelingt. Umgekehrt beeinträchtigt eine
zurückhaltende Informationspolitik des Staates sein Verhältnis zum Bürger, so dass das
Modernisierungsvorhaben in eine Sackgasse läuft. Letztlich kommt Transparenz in der Verwaltung
einer öffentlichen Zuständigkeitserklärung gleich, in der sich die Verantwortung des Staates
manifestiert.

TRANSPARENZ HERSTELLEN
2

1. Die Strukturen und Prozesse, in denen die Verwaltungsprozesse verlaufen, sollten transparent
gemacht werden. Das bedeutet nicht, dass der Bürger gezwungen ist, die Verwaltungsabläufe
online nachvollziehen zu müssen. Transparenz bietet vielmehr die Möglichkeit, den Prozess zu
verstehen.

2. Im Zuge der Prozesstransparenz sollte der Verwaltungskunde die Möglichkeit haben, den Weg
seines Antrags nachzuvollziehen und die Stationen der Bearbeitung einsehen zu können. Diese
Form des ”track and trace” wird bereits bei Dienstleistern aus der Logistikbranche angewandt und
kann in ähnlicher Form auf Abläufe in der Verwaltung übertragen werden.

3. Neben Strukturen und Abläufen sollten auch Kostenpositionen transparent gemacht werden. Die
Veröffentlichung der Kosten für eine konkrete Dienstleistung kann zur Akzeptanz und
Zahlungsbereitschaft beitragen.

4. Ausschreibungsverfahren und die Vergabe von Aufträgen sind ein wichtiger Bestandteil der
Kostentransparenz und können Tendenzen zur Korruption entgegenwirken. Online-
Ausschreibungen in Form von E-Procurement sind hier ein geeignetes Mittel. Darüber hinaus tragen
sie zur Kosteneindämmung bei.

5. Transparenz erschöpft sich nicht in der Veröffentlichung der Verwaltungsprozesse. Auch der
Politikformulierungsprozess kann mit Hilfe der Neuen Medien transparent werden. Ein
Ratsinformationssystem mit Sitzungsprotokollen, die Möglichkeit Fragen an die gewählten Vertreter
zu richten oder Sitzungen im Netz zu verfolgen, sollten Bestandteile der E-Government-Strategie
sein.
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10-Punkte-Plan für gutes E-Government

2. Umfragen, Petitionen, Chats aber auch Möglichkeiten, direkt am Prozess der Politikformulierung
teilzunehmen, sollten als Möglichkeiten der Bürgerpartizipation erwogen werden. Ratsam ist, diese
Angebote nicht im virtuellen Raum schweben zu lassen, sondern mit konkret zu lösenden Fragen zu
verbinden.

3. Das Angebot der Beteiligung sollte in drei Schritten erfolgen. Am Anfang steht die verständlich
aufbereitete und allgemein zugängliche Information. Die nächste Stufe besteht in dem Angebot der
Konsultation zwischen Behörde und Bürger. Darauf folgt schließlich in Form von Diskussionen und
Abstimmungen die ”Many to many”-Kommunikation.

4. Inhaltliche Partizipation auf Ebene von Staat und Verwaltung ist ein relativ neues Angebot für
Bürger, an das sich diese erst gewöhnen müssen. Die Einrichtung dieses Angebots in einer Online-
Umgebung sollte von behördlicher Seite mit Geduld betrieben werden. Im besten Fall geht die
Verwaltung angebotsorientiert vor und erkennt frühzeitig die geeigneten Themen und Strukturen.

MASSNAHMEN

BEISPIELE

Der Bürger unterhält zum Staat eine doppelte Beziehung: Er ist Kunde in einem
Dienstleistungsverhältnis und steht überdies in einer politischen Beziehung. Die Modernisierung des
Verwaltungsapparates bietet im Zuge der Umstrukturierung auch die einmalige Möglichkeit, den
Einfluss und die Mitarbeit der Bürger festzuschreiben. Der Staat ist nicht mehr der abgekoppelte
Versorger. Er wird  zum Dialogpartner des Bürgers. Je eher diese Möglichkeiten der Konsultation,
Kommentierung und Abstimmung angedacht werden, desto früher spart die Verwaltung Geld und
Ressourcen und kann effizienter arbeiten. Die so erzielte Transparenz entsteht nicht über Nacht,
sondern ist genauso wie die Implementierung der Dienstleistung ein planungsbedürftiger Prozess.

BETEILIGUNG ERMÖGLICHEN
3

5. Um Akzeptanz und dadurch letztlich auch Effizienz der Partizipationsangebote herzustellen, ist es
unerlässlich, die Ergebnisse von Diskussionen und Befragungen zu veröffentlichen. Gleichzeitig
sollte deutlich gemacht werden, in welcher Form die Ergebnisse auf den politischen Prozess
eingewirkt haben. Newsletter, in die User sich eintragen können, sind hier neben Informationen auf
der Website ein gutes zusätzliches Mittel zur Bindung.

www.oppnasverige.gov.se - Die Schweden haben sich ein Programm vorgenommen, das die
Standards für den Zugang zur Information festschreibt. Diese Selbstverpflichtung besagt u.a., dass
der direkte Zugang zu den Mitarbeitern möglich sein muss, dass die Sprache für Informationen
allgemeinverständlich sein soll und dass die Bürger über ihr Recht auf Information aufgeklärt
werden müssen.

www.scottish.parliament.uk - Das schottische Parlament hat ein E-Petitions- und ein E-
Konsultations-Angebot entwickelt. Der elektronische Weg soll gleichberechtigt zur Aktenform den
Bürgern die Möglichkeit geben, sich in den politischen Prozess einzubringen. Auch wenn diese
Projekte noch in der Versuchsphase stecken, zeigen sie, wohin der Weg gehen kann.

www.horn-lehe.de - Die Bremer haben die Bürgerpartizipation im Stadtteil Horn-Lehe – wenn auch
nur auf Zeit – Wirklichkeit werden lassen. Ein Pilot-Projekt, das den Bürgern den
Meinungsaustausch über Themen wie Verkehr und Stadtteilentwicklung ermöglichte, ging im
Februar 2002 erfolgreich zu Ende.

1. Die Möglichkeiten der Partizipation, die sich im jeweiligen Angebot sinnvoll verankern lassen,
sollten zu Beginn des Planungsprozesses festgehalten werden. Auch hier gilt das Prinzip der
langfristigen Planung in Verbindung mit den konkret anstehenden Umsetzungsschritten.
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1. Zunächst sollte festgelegt werden, auf wen die Befragung abzielt und welche Ergebnisse erhofft
werden. Gibt es bestimmte Ziel- oder Fokusgruppen, die befragt werden sollen oder ist eine
generelle Erhebung unter allen Nutzern sinnvoller? Die Befragung sollte zudem in einer gewissen
Regelmäßigkeit durchgeführt werden.

www.nlhas.no - Nutzereinbindung im Norden: In den skandinavischen Ländern wird intensiv über
Möglichkeiten zur Evaluation der Internet-Aktivitäten nachgedacht. So veröffentlichen die Norweger
eine monatliche Statistik, die unter anderem registriert, wie viele Anträge abgelehnt und bearbeitet
werden und wie viel Zeit für die Bearbeitung aufgewendet wurde.

www.lewisham.gov.uk - In Lewisham, einer englischen Gemeinde vor den Toren Londons, wurde
eine Online-Konsultation eingerichtet, die Aufschluss über die Zufriedenheit der Nutzer gibt. Das
”Citizen Panel” hilft der Gemeinde, die Weiterentwicklung bedarfsgerecht zu steuern.

www.ekos.com/studies/citizen.asp - Besonders intensiv beschäftigen sich die Kanadier mit dem
Thema Nutzerbefragung. Das Angebot der Regierung wurde in über 50 Fokusgruppen getestet,
regelmäßige Umfragen zur Zufriedenheit und zu möglichen Verbesserungsvorschlägen halten die
Anbieter nah am Kunden. Der Erfolg gibt den Kanadiern recht. In einer aktuellen Befragung gaben
57 Prozent an, die Regierungswebseite besucht zu haben.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

2. Die Ergebnisse der Befragung hinsichtlich Zufriedenheit und Anregungen sollten regelmäßig
ausgewertet und veröffentlicht werden. Schon bei der Konzeption der Fragen ist zu klären, in
welcher Form der Rücklauf umgesetzt werden kann. Ebenso wichtig ist es, den Einfluss der
Befragung auf das interne Change Management offen zu kommunizieren.

3. Kenntnisse über die Kunden des eigenen Angebots kann auch für andere von Interesse sein.
Um hier eine größtmögliche Effizienz zu gewährleisten, sollten Strukturen für einen Austausch und
Transfer gebildet werden. Gemeinsam mit anderen Entwicklern von E-Government können
Ergebnisse zum gemeinsamen Vorteil ausgetauscht werden.

4. Wissen über die Kunden sollte durch Wissen der Kunden ergänzt werden. Die Bereitschaft der
Verwaltung, in bestimmten Fragen vom Wissen der Bürger zu profitieren, ist eine grundlegende
Voraussetzung für effizientes und flexibles E-Government. Die neuen Medien bieten hier optimale
Möglichkeiten, den Austausch des Wissens in Sachfragen zu fördern und so Geld und Zeit auf der
Verwaltungsseite zu sparen.

MASSNAHMEN

BEISPIELE

E-Government ist ein dynamisches Konzept mit dem Ziel, eine größere Flexibilität des
Staatsapparates zu erreichen. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, ist es unerlässlich, den
Nutzer in die Entwicklung und den Ausbau der Angebote einzubeziehen. Die Wirtschaft hat
vorgemacht, wie das geht: Kundeninformationen können über Umfragen zu Angebot und
Nutzerfreundlichkeit generiert werden. Sie helfen dabei, die Entwicklungsstrategie an die Zielgruppe
anzupassen. Wollen die Bürger die Hundesteuer online begleichen, ist ihnen die Anmeldung des
Autos wichtig oder wollen sie an politischen Prozessen teilhaben? Regelmäßige Befragungen und
eine Kontrolle des Nutzungsverhaltens beugen teuren Fehlentwicklungen vor. Dadurch können der
Prozess des Change Managements regelmäßig abgestimmt und die Akzeptanz des Angebots
langfristig gestärkt werden.

NUTZER EINBINDEN
4

5. Die Strategie zur Einbindung der Nutzer umfasst auch eine soziale Dimension: Der Zugang zum
Angebot und der Umgang damit sind wesentliche Voraussetzung für die Nutzung. Öffentliche
Terminals und Angebote zur Schulung können helfen, neue Kundengruppen zu erschließen.
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www.gov.sg - Singapur ist ein Klassiker unter den E-Government-Angeboten – und in der Tat ist
gerade auf der technischen Ebene sehr viel erreicht worden. Es gibt eine so genannte ”Public
Services Infrastructure”, mit deren Hilfe alle Regierungseinrichtungen ihre Anwendungen selbst
entwickeln und anwenden können. Die interessanteste Komponente ist dabei der ”eService
Generator” – eine Entwicklungsumgebung, die es den einzelnen Behörden einfach macht,
standardisierte und doch zweckorientierte Anwendungen zu kreieren. Häufig benötigte
Einzelkomponenten (Zahlungsabwicklung, Authentifizierung, Datenaustausch zwischen
verschiedenen Systemen) werden dabei zentral bereit gestellt. Der einzelne Verantwortliche, der
einen neuen Dienst entwickeln möchte, kann die fertige Anwendung einfach in sein Programm
einbauen.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Alle Bestandteile des Online-Angebots, das heißt von der Information über Download-Formulare,
Kommunikationsangebote bis zu Online-Transaktionen, sollten auf ihre Tauglichkeit für
Standardlösungen überprüft werden. Die Gestaltung des Angebots kann so noch rechtzeitig
angepasst werden.

2. Eine koordinierende Stelle in Form eines Service-Centers sollte bestimmte Standards evaluieren
und vorschlagen. Gegebenenfalls kann hier auch die Entwicklung noch fehlender Standards
betrieben werden. Dieses Service-Center kann die Verwaltungskunden bei der Implementierung
beraten und die Vernetzung verschiedener Kooperationskreise initiieren.

3. Das Service-Center kann eine Kooperation der Kommunen sein und sollte als echte Online-Stelle
den Austausch von Anwendungen und Entwicklungen auf einer Plattform bieten.

4. Ein Instrument der Steuerung, das die Vereinheitlichung von Standards begünstigt, ist finanzielle
Förderung. Die Mittelvergabe für E-Government kann an die Nutzung vorhandener Standards
geknüpft werden und zentral oder regional von einer Stabsstelle oder einem Landesbeauftragten
überprüft werden. Sinnvolle Entwicklungen für Austauschformate können nach Prüfung von
speziellen Innovationsfonds gefördert werden.

MASSNAHMEN

BEISPIELE

Die meisten Räder rollen, auch wenn jemand anders sie erfunden und gebaut hat. Bei der Technik
hinter E-Government-Lösungen handelt es sich häufig um aufwändige Entwicklungen für relativ
einfache Prozesse, die so auch in vielen anderen Portalen geregelt werden müssen. In vielen Fällen
gibt es bereits gängige Standard-Lösungen auf dem Markt, die übernommen werden können. Die
individuelle Anpassung an Bedürfnisse ist meist möglich und wenig kostenintensiv. Dort wo noch
keine Standardlösungen angeboten werden, empfiehlt es sich, Partner mit vergleichbaren
Vorstellungen zu suchen. Das Baukasten-System oder die Paketlösung sollte immer genau
analysiert werden. Meistens können zumindest Teile genutzt werden. Alternative Chancen bieten
sich über die Verwendung von Open-Source-Lösungen, bei denen die Kosten sich auf den
Entwicklungsaufwand beschränken.

STANDARDS NUTZEN
5
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www.youthfluence.com - Gewusst wer: Um nicht an der Zielgruppe vorbei zu planen, wurde in
Kanada die Zielgruppe kurzerhand zum Akteur gemacht. Das ”Department of Citizenship and
Immigration” plante ein Jugendportal zur Förderung bürgerschaftlichen Engagements. Neben der
Befragung einer Gruppe 16-30-Jähriger in der Konzeptionsphase wurden sogar nach dem Launch
verschiedene Jugendorganisationen mit dem Entwurf und der Steuerung der Webseite betraut.

www.kreis-segeberg.de/new/bis.asp; www.e-lo-go.de - In den Landkreisen Potsdam-Mittelmark
und Segeberg haben sich die Kommunen zusammengeschlossen, um dem Bürger Wege zu
verkürzen und der Verwaltung Einsparpotenziale zu erschließen. Die kleinteiligen
Gemeindestrukturen brachten bisher lange Fahrtwege für die Bürger und die Betriebe zur nächsten
Kreisstadt mit sich. Nun werden alle wichtigen Dienstleistungen, auch die des Sozial- und
Arbeitsamts in lokalen Bürgerläden angeboten, die über ein gemeinsames Backoffice vernetzt sind.
Die Angebote sind auch über ein gemeinsames Service-Portal erreichbar.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Vergleiche mit ähnlichen Angeboten im eigenen Land oder im internationalen Kontext erleichtern
die Einschätzung der eigenen Arbeit und geben neue Impulse. Auch der Blick auf Web-Angebote
aus dem E-Commerce oder von Nicht-Regierungs-Organisationen kann Impulse für anstehende
Aufgaben bringen. Diese ”Konkurrenzbeobachtung” kann auf inoffiziellem Wege behördenintern
geschehen oder auch in Kooperation mit verschiedenen Gemeinden von einer beauftragten Stelle
in regelmäßigen Abständen durchgeführt werden.

2. Die Einrichtung von Koordinationskreisen kann wertvolle Erfahrungen vermitteln und helfen, die
Zielgruppen besser anzusprechen. Dabei sollten auch Ansprechpartner aus neuen Kontexten
gewonnen werden: Schulen, NRO, Wirtschaftsbetriebe und Verbände sind potenzielle Partner und
sollten frühzeitig für die Überprüfung der eigenen Ziele herangezogen werden. Dabei sollten nicht
nur die technischen Herausforderungen bedacht werden, sondern eine ganzheitliche Perspektive
auf das Angebot gewählt werden.

3. Versuchslaboratorien und Experimente lassen sich in Kooperation einfacher und günstiger
durchführen. Die Chance auf Innovation kann in lokalen, regionalen und nationalen
Zusammenschlüssen genutzt werden.

BEISPIELE

Hindernisse und Herausforderungen bei der Einführung von E-Government sind in jeder Gemeinde,
jedem Landkreis und jedem Ministerium anders gelagert. Trotzdem gibt es viel voneinander zu
lernen. Selbst wenn es um inhaltlich unterschiedliche Bereiche geht, sind Strukturen, Prozesse und
Umgang mit Kunden gleich bleibende Größen. Auch bei den entstehenden Problemen gibt es
immer wieder inhaltliche, manchmal auch strukturelle Überschneidungen. Der Vergleich des
eigenen Angebots mit anderen sollte ebenso Bestandteil des Aufbaus von E-Government sein wie
die Kooperation mit der potenziellen Zielgruppe. Wichtigste Aufgabe ist hier aber die enge
Kooperation der Verwaltungsabschnitte untereinander. Dabei gilt es (v.a. in föderalen Strukturen)
auch die Kooperation zwischen unterschiedlichen Ebenen der Verwaltung sicherzustellen.
Nationale, regionale und lokale Initiativen können voneinander profitieren. Synergien bei
Entwicklung und Finanzierung sind das lohnende Ergebnis der Kooperation.

KOOPERATIONEN SICHERSTELLEN
6
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www.canada.gc.ca - Jede Institution muss den für ihre Bedingungen optimalen Finanzierungsplan
finden. Die Regierung von Ontario betreibt beispielsweise keinerlei Netzwerke selbst. Beim Umbau
der sektoralen Systeme "justice", "welfare" und "social systems" treten private Partner in Vorleistung
und tätigen die notwendigen Investitionen. Häufig betreiben sie auch die Infrastruktur. Über
Vertragsabsprachen wird den Partnern ein festgelegter Ertrag über einen bestimmten Zeitraum
zugesichert. Danach übergeben die Partner die Infrastruktur an die Regierung. Die Regierung (z. T.
auch Bürger und Unternehmen) zahlen Transaktionsgebühren an die privaten Investoren.

www.co.fairfax.va.us - Ein Gegenbeispiel dazu ist Fairfax: Dort werden alle Projekte aus dem
öffentlichen Haushalt finanziert, die IT-Lösungen intern erstellt. Outsourcing wird nur in
Randbereichen betrieben. Auch die Website wird selbst erstellt und programmiert, die gesamte
Netzinfrastruktur, Hardware und Software wird selbst betreut und betrieben. Als Gründe hierfür
werden geringere Kosten und die Beibehaltung der vollständigen Kontrolle genannt. Ermöglicht
werden diese Leistungen durch die Schulung und Weiterbildung des bestehenden Personals.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Der Businessplan für das E-Government-Vorhaben sollte pragmatisch und kreativ aufgestellt
werden. Prinzipiell sollte keine Möglichkeit ausgeschlossen werden. Von der kompletten
Eigenfinanzierung über skalierbare Public-Private-Partnerships, Joint Ventures mit anderen
öffentlichen Stellen bis zu partiellen Verkäufen bestimmter Bestandteile des Angebots oder
speziellen Innovationskrediten ist alles denkbar.

2. Individuelle Erfolgskonzepte entstehen meist durch Experimente. Auch bei der Finanzierung
durch die Kunden können neue Wege beschritten werden. Mengenrabatte für Großkunden auf
E-Government-Portalen oder freiwillige Bezahlung der Dienstleistung nach Ermessen des Kunden
sind Beispiele dafür. Zudem lässt sich ein solcher Finanzierungsansatz mit einer Marketingidee
verknüpfen.

3. Bestimmte Bestandteile eines Angebots werden besonders häufig in Anspruch genommen und
bieten die größten Chancen für eine rasche Kostendeckung der Entwicklung. Diese Strukturen
sollten bevorzugt ausgebaut werden, da die Skaleneffekte neben der Nutzung von Standards eine
wichtige Finanzierungsgrundlage sind.

4. Um das effiziente Arbeiten auf Grundlage des Business-Plans zu garantieren, sollten Methoden
aus dem Management angewandt werden: Budgetierung, Kosten-Leistungsrechnung, dezentrale
Ressourcenverwaltung und Controlling bieten gute Möglichkeiten zum flexiblen, aber steuerbaren
Betreiben des Angebots.

MASSNAHMEN

BEISPIELE

Für die Finanzierung von E-Government gibt es keine Standardlösungen. Die jeweilige finanzielle
Situation, der Umfang des Vorhabens, die Konstellation im Umfeld und die Dringlichkeit der
Umsetzung sind variable Größen, die völlig unterschiedliche Finanzierungskonzepte notwendig
machen. Grundlegend ist jedoch die Erkenntnis, dass kein E-Government-Plan an leeren Kassen
scheitern muss. Die Maßgeschneiderte Finanzierung gibt es für jedes Angebot.

FINANZIERUNG MAßSCHNEIDERN
7
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www.uk-online.gov.uk - Umziehen online: Das Portal der britischen Regierung bietet mit der
Lebenslage ”moving home” ein ”Rundum-sorglos-Paket”. Der Umzug lässt sich vorbereiten, in dem
die Schulsituation oder das Immobilienangebot nach Regionen gegliedert im Netz erkundet werden.
Die Planung des Umzugs wird durch Checklisten und Finanztipps erleichtert. Einen zusätzlichen
Service stellen die Links zu kommerziellen Angeboten dar, die bei der aufwändigen Prozedur der
Adressänderungen helfen oder die Suche nach Ärzten und Schulen unterstützen.

www.ondernemen.vlaanderen.be - Der zweite wichtige Kundenkreis der Verwaltung ist die
Wirtschaft. In Flandern hat man aus diesem Grund einen Service Point eingerichtet. Seine Aufgabe
ist es, Unternehmen die Ansiedelung in der Region zu erleichtern. Informationen über
Investitionshilfen und Wirtschaftsförderung, Hilfe bei Bauvorhaben und Gewerbeanmeldungen sind
hier übersichtlich zusammengeführt. Eine personalisierte Übersicht begleitet das Unternehmen
durch die Seiten und listet auf, welche Schritte noch ausstehen und welche Unterlagen benötigt
werden.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Das Angebot sollte die Bedürfnisse der Nutzer und nicht der Verwalter widerspiegeln. Die
Unterteilung sollte nach Lebenslagen und Themen erfolgen und nicht zuerst die
Verwaltungsstrukturen nachvollziehen.

2. Ein ”One Stop Shop” erleichtert dem Nutzer die Orientierung. Alle verfügbaren Dienstleistungen
sind hierfür auf einem Portal zusammengestellt und von dort aus erreichbar. Die Einrichtung von
Themenportalen (”Cross Agency Portals”), die eine Lebenslage spiegeln und Zuständigkeiten
bündeln, vermitteln dem Verwaltungskunden Orientierung.

3. Sicherheit der Daten und Vertraulichkeit der Angaben sind eine zentrale Aufgabe beim E-
Government. Das Vertrauen der Kunden in diese Standards muss in der neuen Umgebung erst
etabliert werden. Dabei können klar formulierte Sicherheitsverpflichtungen und allgemein
verständlich formulierte Sicherheitsrichtlinien helfen. Übertriebene Sicherheitsvorkehrungen werden
jedoch schnell als störend empfunden.

4. Schon bei der Planung des Angebots sollte eine Liste mit ”freiwilligen Service-
Selbstverpflichtungen” erarbeitet werden. Diese Liste kann Aussagen zur Geschwindigkeit bei der
Bearbeitung, der Möglichkeit zur direkten Ansprache oder dem Umgang mit Anfragen enthalten.

MASSNAHMEN

BEISPIELE

Die Organisation der Kundenbeziehungen (Customer Relationship Management) ist bei vielen
Angeboten der öffentlichen Hand nicht zufriedenstellend. Eine Untersuchung von politischen
Angeboten im Internet durch die Unternehmensberatung Accenture und politik-digital.de attestiert
den Websites eine durchschnittliche Ausschöpfung der Service-Möglichkeiten von 20%. Ein E-
Government Angebot lebt vom Kunden. Eine leere Amtsstube mag eine erfreuliche Abwechslung
sein, ein ungenutztes Internetangebot ist jedoch eine Fehlinvestition. Der Mehrwert, den Kunden im
Netz geboten bekommen, ist die Voraussetzung für die Kundenbindung. Viele Service-Elemente
kosten kaum Geld und kommen ohne Betreuung aus. Andere sind grundlegender Natur und müssen
bereits bei der Entwicklung der Seite bedacht werden.

SERVICE BIETEN
8

5. Der Nutzungsanreiz kann durch einzelne Serviceleistungen verbessert werden. Personalisierbare
Angebote sind hierbei ebenso eine Möglichkeit wie Vergünstigungen für regelmäßige Nutzer.
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www.canada.gc.ca
”Man muss reden mit den Leuten” – in Kanada wird der interne Dialog praktiziert. Die Standards
werden an zentraler Stelle im CIO Office entwickelt und dann in einer weit verzweigten und
Behörden übergreifenden Arbeitsgruppe diskutiert. Auch die Implementierung wird in dieser
Arbeitsgruppe vorbereitet. Unterstützt wird das CIO durch eine Reihe von ”Committees”, die sich
über Behördengrenzen hinweg mit spezifischen Fragen auseinandersetzen.

www.hamburg.de
Wissensmanagement in der Verwaltung: Die Finanzverwaltung Hamburg hat in einer allen
Mitarbeitern zugänglichen Webumgebung alle Informationen gesammelt. Das Portal kann von
jedem Mitarbeiter nach seinen persönlichen Bedürfnissen eingerichtet werden und bietet darüber
hinaus Schnittstellen zu Datenbankanwendungen und Webservices. Belohnt wurde das Angebot mit
einem E-Government Preis auf der Cebit 2002.

10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Zentrale Koordinierung hilft, Strategien zu entwickeln und zu vermitteln und schließlich
Effizienzsteigerungen zu realisieren. Umsetzungskompetenzen können aber nur "vor Ort"
entstehen. Das Zusammenspiel zwischen zentraler und dezentraler Koordinierung muss deshalb
unmissverständlich formuliert und institutionalisiert sein. Kompetenzüberlagerungen führen zu
Reibungen und Ineffizienzen. institutionalisiert sein.

2. Innerhalb der Abteilungen müssen Kompetenzen definiert werden. Grundsätzlich sollten alle
Mitarbeiter bei Umstrukturierungen einbezogen werden. Die anstehenden Aufgaben sollten in
Projektgruppen aufgeteilt werden, die  jeweils einen Sprecher benennen.

3. Die interne Arbeitsverteilung muss überprüft werden – auch über Abteilungsgrenzen hinweg.
Auf Grund der Serviceorientierung müssen neue Kommunikationswege etabliert werden. Prozesse,
die von außen betrachtet zusammengehören, sollten auch so angeboten werden, selbst wenn dazu
neue interne Abläufe eingerichtet werden müssen. Die neuen Kommunikationsstrukturen sollten von
Anfang an in einer Online-Umgebung angesiedelt werden.

4. Alle Mitarbeiter sollten eine Basis-Schulung absolvieren, einzelne Personen, z. B. die Sprecher
der Projektgruppen, sollten Gelegenheit zu aufwändigeren Recherchen und Schulungen erhalten.

BEISPIELE

Der Prozess der Implementierung von E-Government betrifft alle: Bürgermeister und Landräte,
Abteilungsleiter und Sachbearbeiter. Die Akzeptanz der neuen Strukturen und die Motivation zur
Mitgestaltung durch die Mitarbeiter sind zentrale Faktoren für den Erfolg. Die Sorge um den Erhalt
der eigenen Gestaltungsspielräume und die Skepsis gegenüber der neuen Technologie müssen
durch die Einbindung aller Betroffenen abgefedert werden.
Die Umstrukturierung der Prozesse verlangt nach einer zeitgleichen Neuordnung der
Personalstruktur, teilweise auch in Form der Schaffung von Kompetenzen und Zuständigkeiten.

KOMPETENZEN SCHAFFEN
9

5. Die Motivation der Mitarbeiter kann durch Anreize gefördert werden: Prämierungen, Zertifikate
und mehr Eigenverantwortlichkeit machen die Umstrukturierungen für das Personal leichter zu
bewältigen.

6. Über eine Online-Plattform, die Mitarbeiter vernetzt und so einen Raum für Austausch und
Transfer schafft, wird Know-how zeit- und ortsunabhängig zugänglich.

MASSNAHMEN
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10-Punkte-Plan für gutes E-Government

1. Das Marketing sollte bereits in der Phase der Projektentwicklung auf dem Aufgabenzettel stehen.
Welche Zielgruppen gilt es mit dezidierten Marketing-Strategien zu erreichen, welche Argumente
kann man vorbringen, welche Mittel einsetzen?

2. Die Stärken des Angebots sollten nicht nur im Netz ”verkauft”, sondern auf unterschiedlichen
Wegen kommuniziert werden. Das Marketing erstreckt sich auf Informationen in der Offline-Welt,
Promotion-Aktionen und die Einbindung anderer Medienkanäle bei der Bekanntmachung des
E-Government-Angebots.

3. Schulungsangebote an Instituten der Aus- und Weiterbildung, Schulen, Bibliotheken oder im Amt
selbst sind ebenfalls als Instrumente des direkten Marketings zu verstehen und sollten sorgfältig
konzipiert sein.

4. Das Angebot sollte nicht nur in der Konzeptions- und Launchphase bekannt gemacht werden.
Nachhaltiger Erfolg wird durch eine durchgängige Marketingstrategie erzeugt. Neuigkeiten und
Verbesserungen sollten zum Beispiel in Newslettern, auf der Webpage oder in anderen
Medienformaten mitgeteilt werden.

MASSNAHMEN

BEISPIELE
www.ci.seattle.wa.us - Wer die Möglichkeiten im Netz nicht kennt, der wird sie nicht nutzen. Die
Erfahrung in Seattle hat gezeigt, dass die Werbung für E-Government und E-Democracy genauso
zugkräftig ist wie für Konzerte und Urlaubsreisen. Seattle wirbt sowohl mit großen Anzeigen auf den
angeschlossenen Websites als auch offline. Der Jahresbericht zu E-Government,
Pressekonferenzen, Fernsehspots sowie Aufkleber auf öffentlichen Verkehrsmitteln sind
Werbemaßnahmen, um im Bewusstsein der Öffentlichkeit zu bleiben.

Der Begriff des Marketings ist im Zusammenhang mit Staat und Verwaltung eher ungewöhnlich.
Vor dem Hintergrund der notwendigen Effizienzsteigerung und Kostensenkung sind aber auch
staatliche Einrichtungen gefordert, marktorientiert aufzutreten. So wie inzwischen viele Städte durch
Standortmarketing ihre Vorzüge ins rechte Licht rücken, so sollte auch das E-Government-Angebot
als Profilierungsmöglichkeit im Standortwettbewerb erkannt werden. Ist das Angebot bekannt, findet
es Nutzer, die es letztlich wirtschaftlich werden lassen.

MARKETING PLANEN
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